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—— 


(Nr. 1311.) Geſetz, betreffend die Verfaſſung und die Verwaltung Elſaß⸗Lothringens. Vom 
4. Juli 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Nl 


Der Kaiſer kann landesherrliche Befugniſſe, welche ihm kraft Ausübung 
der Fee in Elſaß⸗Lothringen zuſtehen, einem Statthalter übertragen. 
Sansun alter wird vom Kaiſer ernannt und abberufen. Er reſidirt in 

urg. 

Der Umfang der dem Statthalter zu übertragenden landesherrlichen Be⸗ 
fugniſſe wird durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. 


$. 2. 

Auf den Statthalter gehen zugleich die durch Geſetze und Verordnungen 
dem Reichskanzler in elſaß⸗lothringiſchen Landesangelegenheiten überwieſenen Be⸗ 
fugniſſe und Obliegenheiten, ſowie die durch $. 10 des Geſetzes, betreffend die 
Einrichtung der Verwaltung, vom 30. Dezember 1871 (Geſetzbl. für Elſaß⸗ 
Lothringen von 1872 S. 400 dem Oberpräſidenten übertragenen außerordentlichen 
Gewalten über. 

8 


Das Reichskanzler⸗Amt für Elſaß⸗Lothringen und das Oberpräſidium in 
Elſaß⸗Lothringen werden aufgelöſt. Zur Wahrnehmung der von dem erſteren 
und dem Reichs⸗Juſtizamte in der Verwaltung des Reichslandes ſowie der von 
dem Oberpräſidenten bisher geübten Obliegenheiten wird ein Miniſterium für 
Elſaß⸗Lothringen errichtet, welches in Straßburg ſeinen Sitz hat und an deſſen 
Spitze ein Staatsſekretär ſteht. 

Reichs- Geſebbl. 1879. 35 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Juli 1879. 
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l. 4. 


Die Anordnungen und Verfügungen, welche der Statthalter kraft des ihm 
nach $. 1 ertheilten Auftrags trifft, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich⸗ 
nung des Staatsſekretärs, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 

In den im F. 2 bezeichneten Angelegenheiten hat der Staatsſekretär die 
Rechte und die Verantwortlichkeit eines Stellvertreters des Statthalters in dem 
Umfange, wie ein dem Reichskanzler nach Maßgabe des Geſetzes vom 17. März 
1878 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 7) ſubſtituirter Stellverischer fie hat. Dem Statt- 
halter iſt vorbehalten, jede in dieſen Bereich fallende Amtshandlung ſelbſt vor- 
zunehmen. 8 5 


Das Miniſterium für Elſaß⸗Lothringen zerfällt in Abtheilungen. An der 
Spitze der Abtheilungen ſtehen Unterſtaatsſekretäre. Dem Staatsſekretär kann 
die Leitung einer Abtheilung übertragen werden. Das Nähere über die Orga⸗ 
niſation des Miniſteriums wird durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. 


$. 6. 


Der Staatsſekretär, die Unterſtaatsſekretäre und die Räthe des Minifte- 
riums werden vom Kaiſer unter Gegenzeichnung des Statthalters, die übrigen 
höheren Beamten des Miniſteriums werden vom Statthalter, die Subaltern⸗ 
und Unterbeamten vom Staatsſekretär ernannt. 

Auf den Staatsſekretär und die Unterſtaatsſekretäre finden die Beſtimmun⸗ 

en der $$. 25, 35 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
1 1 vom 31. März 1873 (Geſetzbl. für Elſaß⸗Lothringen S. 479) An⸗ 
wendung. 

Sämmtliche Beamte des Miniſteriums ſind Landesbeamte im Sinne des 
die Rechtsverhältniſſe der Beamten und Lehrer betreffenden Geſetzes vom 23. De⸗ 
zember 1873 (Geſetzbl. für Elſaß⸗Lothringen S. 479). 


$ 7. 


Zur Vertretung der Vorlagen aus dem Bereiche der Landesgeſetzgebung, 
ſowie der Intereſſen Elſaß⸗Lothringens bei Gegenſtänden der Reichsgeſetzgebung 
können durch den Statthalter Kommiſſare in den Bundesrath abgeordnet werden, 
welche an deſſen Berathungen über dieſe Angelegenheiten Theil nehmen. 


$. 8. 


Die in den $$. 5, 39, 52 und 68 des vorerwähnten Geſetzes vom 
31. März 1873 bezeichneten Befugniſſe des Bundesraths gehen bezüglich der 
Landesbeamten auf das Miniſterium über. Auch bedarf es der Zuſtimmung des 
Bundesraths, welche in F. 18 desſelben Geſetzes, ſowie in §. 2 des die Kautionen 
der Beamten des Staates, der Gemeinden und der öffentlichen Anſtalten betref⸗ 
fenden Geſetzes vom 15. Oktober 1873 (Geſetzbl. für Elſaß⸗Lothringen S. 273) 
vorgeſehen iſt, fortan nicht mehr. 
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. 
Es wird ein Staatsrath eingeſetzt, welcher berufen iſt zur Begutachtung: 
1. der Entwürfe zu Geſetzen, 
2. der zur Ausführung von Geſetzen zu erlaſſenden allgemeinen Ver⸗ 
ordnungen, 
3. anderer Angelegenheiten, welche ihm vom Statthalter überwieſen werden. 


Durch die Landesgeſetzgebung können dem Staatsrath auch andere, ins⸗ 
beſondere beſchließende Funktionen übertragen werden. 


$. 10. 
Der Staatsrath beſteht unter dem Vorſitze des Statthalters aus folgenden 
Mitgliedern: 
1. dem Staatsſekretär/ 
2. den Unterſtaatsſekretären, 


3. dem Präſidenten des Oberlandesgerichts und dem erſten Beamten der 
Staatsanwaltſchaft bei dieſem Gerichte, 

4. acht bis zwölf Mitgliedern, welche der Kaiſer ernennt. 

Von den unter 4 bezeichneten Mitgliedern werden drei auf den Vorſchlag 
des Landesausſchuſſes ernannt, die übrigen beruft der Kaiſer aus Allerhöchſtem 
Vertrauen. Die Ernennung erfolgt jedesmal auf drei Jahre. 

Im Vorſitze des Staatsraths wird der Statthalter im Behinderungsfalle 
durch den Staatsſekretär vertreten. 

Die Geſchäftsordnung des Staatsraths wird vom Kaiſer feſtgeſtellt. 


Ar 

Die Mitglieder des Kaiſerlichen Raths in Elſaß⸗Lothringen ($. 8 des Ge⸗ 
ſetzes vom 30. Dezember 1871) werden bis auf weiteres in der Zahl von zehn 
durch Kaiſerliche Verordnung ernannt. 


§. 12. 
Die Zahl der Mitglieder des Landesausſchuſſes wird auf achtundfünfzig erhöht. 
Von den Mitgliedern werden vierunddreißig nach Maßgabe der in dem 
Kaiſerlichen Erlaß vom 29. Oktober 1874 getroffenen Beſtimmungen durch die 
Bezirkstage, und zwar zehn durch den Bezirkstag des Ober⸗Elſaß, elf durch den 
Bezirkstag von Lothringen, dreizehn durch den Bezirkstag des Unter⸗Elſaß gewählt. 
Die Wahl von Stellvertretern findet ferner nicht ſtatt. 


F. 13. 

Von den übrigen vierundzwanzig Mitgliedern werden je eines in den Ge⸗ 
meinden Straßburg, Mülhauſen, Metz und Colmar, zwanzig von den zwanzig 
Landkreiſen, in den Kreiſen Mülhauſen und Colmar unter Ausſcheidung der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, gewählt. 

35* 
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b. 14. 


Die Abgeordneten von Straßburg, Mülhauſen, Metz und Colmar werden 
von den Gemeinderäthen aus deren Mitte gewählt. 

Die Wahl in den Kreiſen wird derart vorgenommen, daß die Gemeinde⸗ 
räthe aus ihren Mitgliedern, in Gemeinden mit weniger als 1000 Einwohnern 
einen Wahlmann, in Gemeinden mit über 1000 Einwohnern für je volle 1000 Ein⸗ 
wohner mehr einen Wahlmann mehr wählen. 

Die Wahlmänner jedes Kreiſes wählen den Abgeordneten desſelben. 

Die Wahlen der Abgeordneten werden innerhalb vier Wochen nach der 
Wahl der Wahlmänner vorgenommen. Wählbar zum Abgeordneten iſt, wer 
das aktive Gemeindewahlrecht beſitzt und im Bezirke ſeinen Wohnſitz hat. 


3 
Die Wahlen der Wahlmänner und der Abgeordneten geſchehen in geheimer 
Abſtimmung auf drei Jahre. | 
Das Recht des Wahlmannes fowie der von den Gemeinderäthen unmittel⸗ 
bar gewählten Abgeordneten erliſcht mit der Mitgliedſchaft im Gemeinderath. 


F. 16. 
In Gemeinden, deren Gemeinderath ſuspendirt oder aufgelöſt iſt, ruht das 
Wahlrecht. 
$. 17. 


Die näheren Beſtimmungen über die Ausführung der Wahlen werden durch 
Kaiſerliche Verordnung getroffen. 


F. 18. 

Die nach $$. 13 bis 17 gewählten . haben, inſofern ſie noch 
nicht vereidet ſind, bei ihrem Eintritt in den Landesausſchuß den gleichen Eid zu 
leiſten, wie die Mitglieder der Bezirkstage. Die Ausübung des Mandats wird 
durch die Leiſtung des Eides bedingt. 


5 19 
Der Kaiſer kann den Landesausſchuß vertagen oder auflöſen. ö 
5 Fr Auflöſung des Landesausſchuſſes zieht die Auflöſung der Bezirkstage 
nach ſich. 
Die Neuwahlen zu den Bezirkstagen haben in einem ſolchen Falle innerhalb 
dreier Monate, die Neuwahlen zu dem Landesausſchuß innerhalb ſechs Monaten 
nach dem Tage der Auflöſungsverordnung ſtattzufinden. 


F. 20. 

Die Mitglieder des Miniſteriums und die zu deren Vertretung abgeordneten 
Beamten haben das Recht, bei den Verhandlungen des Landesausſchuſses ſowie 
in deſſen Abtheilungen und Kommiſſionen gegenwärtig zu ſein. Sie müſſen auf 
ihr Verlangen jederzeit gehört werden. 
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$. 21. 

Der Landesausſchuß erhält das Recht, innerhalb des Bereiches der Landes⸗ 
geſetzgebung Geſetze vorzuſchlagen und an ihn gerichtete Petitionen dem Miniſterium 
zu überweiſen. 

Im übrigen bleiben die in dem Geſetze, betreffend die Landesgeſetzgebung 
in Elſaß⸗Lothringen, vom 2. Mai 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 491), ſowie die im 
N 8 des Geſetzes, betreffend die Einführung der Reichsverfaſſung in Elſaß⸗ 
Lothringen, vom 25. Juni 1873 (ebendaſelbſt S. 161) getroffenen Beſtimmungen 
in Geltung. 

$. 22. 

Das Geſetzblatt für Elſaß⸗Lothringen — Geſetz vom 3. Juli 1871 (Geſetzbl. 
für Elſaß⸗Lothringen S. 2) — wird vom Miniſterium in Straßburg herausgegeben. 
Die im F. 2 des erwähnten Geſetzes bezeichnete biergehmtänige Friſt beginnt mit 
dem Ablaufe des Tages, an welchem das betreffende Stück des Geſetzblattes in 
Straßburg ausgegeben worden iſt. 


$. 253. 


Der Zeitpunkt, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch Kaiſer⸗ 
liche Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 1879. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. 


(Nr. 1312.) Geſetz, betreffend Abänderungen des Reichshaushalts⸗Etats und des Landes- 
haushalts⸗Etats von Elſaß⸗Lothringen für das Etatsjahr 1879/80. Vom 
5. Juli 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen x. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
Sl; 

Die im Landeshaushalts⸗Etat von Elſaß⸗ Lothringen für das Etats⸗ 
jahr 1879/80 unter Kapitel 1 Titel 1 und 3, Kapitel 13 Titel 1 und 4, Kapitel 14, 
Kapitel 61 und Kapitel 68 der fortdauernden Ausgaben vorgeſehenen Fonds dürfen 
nur für Ausgaben, welche vor dem Beginn der Wirkſamkeit des die Verfaſſung 
und die Verwaltung Elſaß⸗Lothringens betreffenden Geſetzes vom 4. Juli 1879 
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entſtanden ſind und nur bis zu der durch dieſen Termin beſtimmten Quote des 
Jahresbetrages verwendet werden. 


F. 2. 
Von dem Zeitpunkte ab, zu welchem das im $. 1 bezeichnete Geſetz vom 
4. Juli 1879 in Wirkſamkeit geſetzt wird, tritt der beiliegende Nachtrag zum 
a Landeshaushalts⸗Etat von Elſaß⸗Lothringen für das Etatsjahr 1879/80 derart 
in Kraft, daß für fortdauernde Ausgaben die durch jenen Zeitpunkt beſtimmte 
Quote der Jahresbeträge verwendet werden darf. 


$. 3. 

Zur Deckung der aus vorſtehenden Beſtimmungen ſich ergebenden Mehr⸗ 
ausgaben, ſoweit ſie nicht aus den bei der Landesverwaltung für das Etats⸗ 
jahr 1879/80 ſich ergebenden Einnahmen gedeckt werden können, dürfen nach 
Bedarf Schatzanweiſungen ausgegeben werden. 5 

Bezüglich dieſer Schatzanweiſungen finden die Beſtimmungen in $$. 5 bis 8 
des Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung des Landeshaushalts⸗Etats von Elſaß⸗ 
Lothringen für das Etatsjahr 1879/80, vom 31. März 1879 (Geſetzbl. für 
Elſaß⸗Lothringen S. 5) mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Reichs⸗ 
kanzlers der Statthalter und an Stelle des Oberpräſidenten der Staatsſekretär 
für Elſaß⸗Lothringen tritt. 

$. 4. 


Von dem im Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1879/80 unter 
Kapitel 15 der Einnahme vorgeſehenen beſonderen Jahresbeitrage Elſaß⸗Lothringens 
zu den Ausgaben für das Reichs⸗Schatzamt, das Reichskanzler⸗Amt für Elſaß⸗ 
Lothringen und das Reichs⸗Juſtizamt gelangt der auf das Reichs⸗Schatzamt ent⸗ 
fallende Betrag von 2 550 Markvoll, der Mehrbetrag zu dem Theile zur Vereinnahmung, 
welcher dem Zeitabſchnitt vom 1. April 1879 bis zum Beginn der Wirkſamkeit 
des Geſetzes vom 4. Juli 1879 entſpricht. 

Von dem letzteren Zeitpunkte ab dürfen aus den im Reichshaushalts⸗Etat 
für das Etatsjahr 1879/80 für das Reichskanzler⸗Amt für Elſaß⸗Lothringen 
vorgeſehenen Ausgabefonds Ausgaben für die Verwaltung von Elſaß⸗Lothringen 
nicht mehr geleiſtet werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 5. Juli 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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Nachtrag 


zum 


Landeshaushalts⸗Etat von Elſaß⸗Lothringen für das Etatsjahr 1879/80, 


3 2 
SC = 
& 2 
1. 1. 
3% 
Nö); 1 
4. 
14, 
14a. 
1.024 
3/6, 
7/9. 
14 b. 
1/7. 
8/10. 


i Jahres⸗ 
Aus gabe. betrag. 
Mark. 
Fortdauernde Ausgaben. 
fällt fort. 
fällt fort. 
An Stelle der bisherigen tritt folgende Faſſung: 
Beitrag zu den Ausgaben für das Reichs⸗ 

r 2 550 
fällt fort. 
An Stelle der bisherigen Faſſung des Kapitel 14 tritt 

die folgende: 
Statthalter. 
Repräſentationskoſten und Reiſeko ten 215 000 
Büreau des Statthalters. 
SEA N leere. Me 21 475 
Sonſtige Ausgaben War ul md). 17 550 
Summe Kapitel 142 254 025 

AMiniſterium für Elfaß- Lothringen. 
77... ĩèͤù r ß 526 600 
Andere perſönliche Ausgaben 27 500 


Wir 554 100 


Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


Mark. 


4500 


4 500 
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Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Kapitel. 


Uebertrag 554 100 4 500 
11/13.| Sächliche Ausgaben 111 000 — 
14. | Zu geheimen Ausgaben im Intereſſe der Polizei 44 000 — 
15. | Koſten des Geſetzblattes für Elſaß⸗ Lothringen 1200 — 
16. Unvorhergeſehene Ausgaben. 200 000 — 
Summe Kapitel 14 910 300 4500 
14. Staafsratl lj. ; 8 35 000 — 
Summe Kapitel 140 für ſich. 
14d. vertretung bei dem Bundesrat 30 000 — 
Summe Kapitel 14d für ſich. 
Summe Kapitel 14a bis 14d 1229 325 4 500 
61. Landesausſchun- „„ 94 500 — 
68. fällt fort. 
Einmalige Ausgaben. 
2a. Koſten der erſten Einrichtung, Umzugskoſten e 60 000 — 


Herausgegeben im Reichskanzler ‚Amt. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


